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Europäischer Gerichtshof, Urteil vom 21.01.1987 – C-86/85
Zweite Kammer
ECLI:EU:C:1987:20
Leitsatz
Die Gewährung der in der Verordnung Nr. 32/82 der Kommission vom 7. Januar 1982 vorgesehenen Sondererstattung bei der Ausfuhr ist dann nicht davon abhängig, daß die Schlachtung und die Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten in ein und demselben Mitgliedstaat der Gemeinschaft vorgenommen werden, wenn die Bescheinigung darüber, daß die Erzeugnisse von männlichen ausgewachsenen Rindern stammen, von der Interventionsstelle eines Mitgliedstaats ausgestellt worden ist.
betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Finanzgericht Hamburg in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit
Alexander Moksel Import-Export GmbH & Co. Handels-KG
gegen
Hauptzollamt Hamburg-Jonas
vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des Artikels 2 der Verordnung Nr. 32/82 vom 7. Januar 1982 zur Festlegung der Bedingungen für die Gewährung von Sondererstattungen bei der Ausfuhr von Rindfleisch (ABl. L 4, S. 11) in der durch die Verordnung Nr. 752/82 vom 31. März 1982 (ABl. L 86, S. 50) geänderten Fassung
erläßt
DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)
unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten T. F. O'Higgins, der Richter O. Due und K. Bahlmann,
Generalanwalt: M. Darmon
Kanzler: P. Heim
Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben:
die Klägerin des Ausgangsverfahrens, vertreten durch die Rechtsanwälte Herrmann, Wiesner, Decker, Schaefer und Hermann, Augsburg, und Rechtsanwalt Wendt, Hamburg,
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Dirk Booss vom Juristischen Dienst als Bevollmächtigten,
aufgrund des Sitzungsberichts und der mündlichen Verhandlung vom 23. April 1986,
nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 10. Juni 1986,
folgendes
Urteil
1 Das Finanzgericht Hamburg hat mit Beschluß vom 8. Februar 1985, beim Gerichtshof eingegangen am 4. April 1985, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage nach der Auslegung der Verordnung Nr. 32/82 der Kommission vom 7. Januar 1982 zur Festlegung der Bedingungen für die Gewährung von Sondererstattungen bei der Ausfuhr von Rindfleisch (ABl. L 4, S. 11) zur Vorabentscheidung vorgelegt, um klären zu lassen, ob die Gewährung von Sondererstattungen davon abhängig ist, daß die Tiere in dem Mitgliedstaat geschlachtet wurden, in dem die Ausfuhrzollförmlichkeiten erfüllt werden.
2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit zwischen der Alexander Moksel Import-Export GmbH & Co. Handels-KG, der Klägerin des Ausgangsverfahrens (im weiteren: die Klägerin), und dem Hauptzollamt Hamburg-Jonas, dem Beklagten des Ausgangsverfahrens (im weiteren: der Beklagte).
3 Die Klägerin führte im Jahre 1982 mehrere Partien Fleisch von im Vereinigten Königreich geschlachteten ausgewachsenen männlichen Rindern in die Sowjetunion aus. Zur Erlangung der Sonderausfuhrerstattung gemäß der Verordnung Nr. 32/82 war der Ursprung dieser Partien durch Bescheinigungen der britischen Interventionsstelle nach dem Muster des Anhangs der Verordnung nachgewiesen worden, in denen insbesondere bestätigt wurde, daß das fragliche Fleisch von männlichen Tieren stammte. Auf dem Fleisch waren unlöschbare Stempel angebracht.
4 Der Beklagte, der zunächst für die betreffenden Partien die Sondererstattung in Höhe von 31867,10 DM gezahlt hatte, forderte diese mit Bescheid vom 13. Dezember 1982 mit der Begründung zurück, die Bescheinigung der englischen Interventionsstelle erbringe nicht den Nachweis der Schlachtung gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 32/82. Wenn dort vorgeschrieben sei, daß dieser Nachweis ... auf Antrag der Interessenten durch eine Bescheinigung gemäß dem im Anhang beigefügten Muster erbracht [wird], die von der Interventionsstelle oder einer anderen Stelle ausgestellt wird, welche von dem Mitgliedstaat, in dem die Tiere geschlachtet wurden und in dem die Ausfuhrzollförmlichkeiten erfüllt werden, hierfür bezeichnet wird, so werde damit zur Gewährleistung einer wirksamen Kontrolle verlangt, daß die Schlachtung der Rinder und die Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten im selben Mitgliedstaat erfolgen müßten.
5 Die Klägerin erhob gegen diese Entscheidung Klage beim Finanzgericht Hamburg mit der Begründung, die Auffassung des Beklagten verkenne die Zielsetzung der Sondererstattung, vermehrte Drittlandsausfuhren anzuregen, und führe zur Abschottung der mitgliedstaatlichen Exportmärkte.
6 Da das Gericht der Auffassung ist, damit stelle sich eine Frage der Auslegung von Gemeinschaftsrecht, hat es das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof die folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt:
Ist die Verordnung (EWG) Nr. 32/82 der Kommission zur Festlegung der Bedingungen für die Gewährung von Sondererstattungen bei der Ausfuhr von Rindfleisch in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 752/82 vom 31. März 1982 — insbesondere deren Artikel 2 — dahin auszulegen, daß die Gewährung der Sondererstattung davon abhängig ist, daß die Tiere in dem Mitgliedstaat geschlachtet wurden, in dem die Ausfuhrzollförmlichkeiten erfüllt werden, und steht die Schlachtung der Tiere in einem anderen Mitgliedstaat der Gewährung der Sondererstattung entgegen, auch wenn die Schlachtung von der zuständigen Interventionsstelle des anderen Mitgliedstaates auf dem dafür vorgesehenen Formular bescheinigt wurde?
7 Wegen der streitigen Gemeinschaftsbestimmungen und des Vorbringens der Beteiligten wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert.
8 Zunächst ist das Vorbringen der Kommission zurückzuweisen, daß es sich nach Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 32/82 um ein und denselben Mitgliedstaat handeln müsse, und daß dies eine der spezifischen Bedingungen für die Gewährung von Sondererstattungen im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 darstelle. Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung Nr. 32/82 bestimmt, wofür der Nachweis zu erbringen ist, nämlich dafür, daß die Erzeugnisse von männlichen ausgewachsenen Rindern stammen. Artikel 2 Absatz 2 regelt unter anderem die Form des Nachweises — Vorlage einer Bescheinigung gemäß dem im Anhang beigefügten Muster — und die Frage, welche Stellen für die Ausstellung dieser Bescheinigung zuständig sind. Weder in Absatz 1 noch in Absatz 2 des Artikels 2 wird der Anspruch auf die Erstattungen ausdrücklich davon abhängig gemacht, daß es sich um ein und denselben Mitgliedstaat handelt.
9 Aus Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 32/82 ergibt sich, daß die Bescheinigung entweder von der im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für Rindfleisch zuständigen nationalen Interventionsstelle oder von einer anderen Stelle ..., welche ... hierfür bezeichnet wird, ausgestellt werden kann. Somit folgt aus dieser Bestimmung, daß die Interventionsstellen immer zuständig sind. Die Einschränkung, die der Satzteil von dem Mitgliedstaat, in dem die Tiere geschlachtet wurden und in dem die Ausfuhrzollförmlichkeiten erfüllt werden bewirkt, gilt also nur für die zweite Alternative, d. h. für die andere Stelle.
10 Daß es sich um ein und denselben Mitgliedstaat handeln muß, wenn eine andere Stelle tätig wird, ist durch die Notwendigkeit zu erklären, die Beweiskraft der Bescheinigung zu gewährleisten. Die Zollstellen der anderen Mitgliedstaaten können nämlich nicht wissen, ob eine andere Stelle tatsächlich von dem betreffenden Mitgliedstaat zur Ausstellung der Bescheinigung bestimmt worden ist. Aus diesem Grund ist die Zuständigkeit der anderen Stelle auf die Fälle zu beschränken, in denen der Mitgliedstaat der Schlachtung mit dem Mitgliedstaat der Ausfuhr identisch ist. Einer solchen Voraussetzung bedarf es hinsichtlich der von den Interventionsstellen ausgestellten Bescheinigungen nicht, da an deren Zuständigkeit, die in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 32/82 ausdrücklich vorgesehen ist, bei keiner Zollstelle in der Gemeinschaft Zweifel auftreten können.
11 Die Kommission hat ferner geltend gemacht, daß die Konzentrierung all dieser Maßnahmen in einem einzigen Mitgliedstaat für eine wirksame Kontrolle erforderlich sei und die Gefahr von Betrügereien durch eine Ersetzung der Erzeugnisse vermindere. Hierzu ist festzustellen, daß die sich aus fehlender Koordination ergebende Gefahr von Betrügereien schon durch Artikel 3 eingeschränkt ist, wonach zu den nationalen Kontrollmaßnahmen insbesondere die Kennzeichnung jedes einzelnen Erzeugnisses entweder durch eine unlöschbare Markierung oder durch Plombierung eines jeden Viertels gehört. Außerdem sind die Kennzeichnungsnummern der Teile der geschlachteten Rinder in der Bescheinigung zu vermerken, die den Zollbehörden vorzulegen ist, so daß diese die Möglichkeit haben, die Identität der Schlacht- mit den Ausfuhrerzeugnissen zu überprüfen. Im vorliegenden Fall waren die Erzeugnisse mit einer unlöschbaren Markierung versehen; ihnen waren Bescheinigungen der britischen Interventionsstelle beigefügt. Die deutsche Zollstelle konnte folglich im vorliegenden Fall anhand der Bescheinigungen und der in Großbritannien vorgenommenen unlöschbaren Markierungen ohne weiteres die Identität überprüfen und als nachgewiesen ansehen.
12 Die Klägerin hat im übrigen in der mündlichen Verhandlung zu Recht darauf hingewiesen, daß selbst die Konzentrierung der Maßnahmen in einem einzigen Mitgliedstaat nicht verhindern könne, daß die betreffenden Erzeugnisse zwischen dem Zeitpunkt der Schlachtung und dem der Ausfuhr durch die Hände mehrerer Zwischenhändler gingen. Außerdem ist nicht ersichtlich, daß die Gefahr von Manipulationen dann größer ist, wenn statt nur einem zwei Mitgliedstaaten beteiligt sind.
13 Die Kommission hat schließlich geltend gemacht, der innergemeinschaftliche Handel werde im vorliegenden Fall nicht beeinträchtigt, da die betreffenden Ausfuhren für Drittländer bestimmt seien. Auch dem kann nicht zugestimmt werden. Das zeigt bereits der Beispielsfall, daß ein Wirtschaftsteilnehmer einem Exporteur, der im selben Mitgliedstaat wie er niedergelassen ist, Partien von aus anderen Mitgliedstaaten stammendem Rindfleisch zur Ausfuhr in Drittländer anbietet. Wenn der Exporteur ein solches Angebot allein aus dem Grunde nicht annehmen könnte, daß die diesen Fleischpartien beigefügten Bescheinigungen nicht zum Nachweis tauglich wären, würde dadurch der innergemeinschaftliche Handel beeinträchtigt.
14 Auf die Frage des nationalen Gerichts ist daher zu antworten, daß die Gewährung der in der Verordnung Nr. 32/82 der Kommission vom 7. Januar 1982 vorgesehenen Sondererstattung bei der Ausfuhr dann nicht davon abhängig ist, daß die Schlachtung und die Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten in ein und demselben Mitgliedstaat der Gemeinschaft vorgenommen werden, wenn die Bescheinigung darüber, daß die Erzeugnisse von männlichen ausgewachsenen Rindern stammen, von der Interventionsstelle eines Mitgliedstaats ausgestellt worden ist.
Kosten
15 Die Auslagen der Kommission, die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben hat, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichtshof ein Zwischenstreit in dem bei dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts.
Aus diesen Gründen
hat
DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)
auf die ihm vom Finanzgericht Hamburg mit Beschluß vom 8. Februar 1985 vorgelegte Frage für Recht erkannt:
Die Gewährung der in der Verordnung Nr. 32/82 der Kommission vom 7. Januar 1982 vorgesehenen Sondererstattung bei der Ausfuhr ist dann nicht davon abhängig, daß die Schlachtung und die Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten in ein und demselben Mitgliedstaat der Gemeinschaft vorgenommen werden, wenn die Bescheinigung darüber, daß die Erzeugnisse von männlichen ausgewachsenen Rindern stammen, von der Interventionsstelle eines Mitgliedstaats ausgestellt worden ist.
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